Bebauungsplanverfahren Nr. CL-6 ,,Gewerbegebiet Claffheim-Ost (ehemalige Thermoselect-Anlage) mit Festsetzungen zu externen Ausgleichsflaichen im Geltungsbereich
des Bebauungsplans Nr. B 6 (Industriegebiet Brodswinden Ost)“ mit integriertem Griinordnungsplan und

Deckblatt Nr. 35 zum Flachennutzungsplan im Bereich der ehemaligen Thermoselect-Anlage

Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 2 BauGB

Nr. |Behorde / Trager offentlicher Belange vom Seite

1 | Deutsche Telekom Technik GmbH 15.03.2021

2 | Regierung von Mittelfranken 16.03.2021

3 | Abwasserentsorgung Ansbach AGR 19.03.2021

4 | Regionaler Planungsverband Westmittelfranken 19.03.2021

5 | Staatliches Bauamt Ansbach 22.03.2021

6 | Stadt Ansbach Liegenschaftsamt 31.03.2021

7 | Bayerischer Bauernverband 12.04.2021

8 | Stadt Ansbach SG Umweltrecht 16.04.2021

9 | Wasserwirtschaftsamt Ansbach 16.04.2021

10 |Stadt Ansbach, Strallenverkehrswesen 20.04.2021
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Tabellarische Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen

Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stel-
lungnahmen abzugeben.

Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben

* \W94220624, PTI 13, BB1 Santoro Francesca vom 03.03.2021

* \W88105872, PTI 13, PB L 2 Neubau, Larissa Fiedler vom 16.01.2020
Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt unverandert weiter:

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netz-
eigentlimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmachtigt, alle Rechte
und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stel-
lungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die
aus beigefliigtem Plan ersichtlich sind. Wir bitten Sie, die Ihnen Uberlas-
sene(n) Planunterlage(n) nur fiir interne Zwecke zu benutzen und nicht an
Dritte weiterzugeben.

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien missen weiterhin
gewadhrleistet bleiben. Wir bitten, die Verkehrswege so an die vorhandenen
umfangreichen Telekommunikationslinien der Telekom anzupassen, dass
diese Telekommunikationslinien nicht verandert oder verlegt werden mus-
sen.

Zur Versorgung des Planbereichs, mit Telekommunikationsinfrastruktur
durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im
Plangebiet und aulRerhalb des Plangebiets erforderlich. Bitte teilen Sie uns
zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen bekannten
MaRnahmen Dritter im Planbereich stattfinden werden.

TK-Anlagen innerhalb des Gewerbegebiets
werden durch den Investor friihzeitig mit
der Telekom abgestimmt.

Die Anforderungen an Leitungstrassen so-
wie das "Merkblatt Gber Baumstandorte
und unterirdische Ver- und Entsorgungsan-
lagen" sind im Entwurf des Bebauungsplans
bereits bericksichtigt.

Nr. | T6B Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag
1 | Deutsche Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netz- | Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-

Telekom eigentlimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deut- | men. Der Betrieb der TK-Anlagen innerhalb

Technik sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmachtigt, alle Rechte | der Verkehrsflache bleibt gewahrleistet. Ein

GmbH und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren | Ausbau oder mogliche Verlagerungen der

Bebauungsplanverfahren Nr. CL-6
Stand: 30.04.2021

Seite 2 von 28




Nr. | T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Fiir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Ko-
ordinierung mit dem Straflenbau und den BaumalRnahmen der anderen Lei-
tungstrager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der ErschlieBungsmal-
nahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH
unter der im Briefkopf genannten Adresse so friih wie moglich, mindestens
3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzuneh-
men: In allen StraBen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende
Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m fiir die Unter-
bringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt tGber Baum-
standorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungs-
gesellschaft fur StraRen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbe-
sondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die
Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekom-
munikationslinien der Telekom nicht behindert werden.

Bei Planungsdanderungen bitten wir Sie uns erneut rechtzeitig zu beteiligen.

2 | Regierung
von Mittel-
franken

Die Auslegung zu o. g. Planung wurde erneut gestartet, weil versehentlich
ein Fachgutachten in einer alten Fassung mit ausgelegen hatte. Dieser Feh-
ler war von der héheren Naturschutzbehdérde bemerkt worden und das Gut-
achten war noch vor Abgabe unserer Stellungnahme vom 01.03.2021 (Az.
RMF-SG24-8314.01-4-14-5) ausgetauscht worden. Unsere Stellungnahme
bleibt daher giiltig.

Gleiches gilt fir die von der hoheren Naturschutzbehorde mit E-Mail vom
15.03.2021 (ibersandte Stellungnahme.

Die Stellungnahme der RMF vom 01.03.2021 verweist auf die Stellungnahme
vom 08.09.2020 mit folgendem Inhalt:

Gegenstand des Bebauungsplanes Nr. Cl 6 ist die Ausweisung eines Gewer-
begebiets, um die Flachen der ehemaligen Thermoselect-Anlage zu reakti-
vieren. Erforderliche Ausgleichsflachen werden im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Nr. B 6 ,Industriegebiet Brodswinden Ost” festgesetzt, der

Kenntnisnahme.
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Nr. | T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

dafiir zeitgleich gedndert wird. Der Flachennutzungsplan stellt den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. Cl 6 bislang als Versorgungsflache
und Wald dar und wird im Parallelverfahren geédndert.

Von der Festsetzung der Ausgleichsflache, d. h. von der Anderung des Be-
bauungsplanes Nr. B 6 werden Belange der Raumordnung nicht berthrt. Der
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. Cl 6 enthélt keine landesplanerisch rele-
vanten Anderungen gegeniiber dem Vorentwurf. Unsere letzte Stellung-
nahme vom 08.09.2020 wird daher aufrechterhalten. Einwendungen wer-
den nicht erhoben.

Stellungnahme vom 08.09.2020

Beschluss des Bauausschus-
ses vom 08.02.2021

Das Gelande der ehemaligen Thermosel-
ect-Anlage stellt seit vielen Jahren eine
Industriebrache dar. Es ist im wirksamen
Flachennutzungsplan als Versorgungsfla-
che dargestellt; ein Bebauungsplan exis-
tiert nicht.

Die zu beachtenden Ziele der
Raumordnung werden zur
Kenntnis genommen und
sind zum Entwurf des Bebau-
ungsplans ergdanzend in die
Begriindung aufgenommen.

Anlasslich einer konkreten Anfrage plant
die Stadt Ansbach, im Zuge einer 35. An-
derung des Flachennutzungsplanes das
Gelande der Thermoselect-Anlage und
angrenzende Waldbereiche kiinftig als
gewerbliche Bauflache darzustellen. Der
Anderungsbereich hat eine GroRe von
ca. 6,9 ha. Im Parallelverfahren wird ein
Bebauungsplan Nr. CL 6 ,,Gewerbegebiet
Claffheim — Ost (ehem. Thermoselect-
Anlage)” aufgestellt.

Ein neuer Eigentimer plant die Revitali-
sierung als Gewerbegebiet. Sein Konzept
ist eine ,Light-Industrial-Gewerbe-Im-
mobilie”, die multifunktional fur diverse

Kenntnisnahme.
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Nr.

T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Betreiber und Branchen eingesetzt wer-
den kann. Laut Begriindung werden un-
ter Light Industrial keine Betriebe mit ho-
her Produktionstiefe und anfallenden
Emissionen verstanden. Mithilfe einer
modularen Erstellung des Gebdudes
kann die Immobilie nach Fertigstellung
an einen oder durch eine Teilbarkeit an
mehrere Nutzer vermietet werden. Um
hierfir Baurecht zu schaffen plant die
Stadt Ansbach die Ausweisung eines Ge-
werbegebietes. Zuldssig sind gemal den
geplanten Festsetzungen Gewerbebe-
triebe aller Art, ausgenommen

— Tankstellen

— selbststandige Lagerplatze

— Schrottplatze

— Vergnlgungsstatten

— Wohnungen fir Aufsichts- und Be-
reitschaftspersonen sowie fiir Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter,
die dem Gewerbebetrieb zugeord-
net sind

— Bordelle und bordelldhnliche Be-
triebe

— Einzelhandelsbetriebe.

Im Flachennutzungsplan wird das Plan-
gebiet im Parallelverfahren als gewerbli-
che Baufliche dargestellt (35. Ande-
rung).

Bei der Planung sind folgende Ziele (Z)

der Raumordnung zu beachten:

Bebauungsplanverfahren Nr. CL-6

Stand: 30.04.2021

Seite 5 von 28




Nr.

T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

In den Siedlungsgebieten sind die vor-
handenen Potenziale der Innenentwick-
lung moglichst vorrangig zu nutzen (Ziel
LEP 3.2 - Innenentwicklung vor Aullen-
entwicklung).

Neue Siedlungsflachen sind moglichst in
Anbindung an geeignete Siedlungsein-
heiten auszuweisen. (...) (Ziel LEP 3.3 Abs.
2 — Vermeidung von Zersiedelung — An-
bindegebot).

Bewertung aus landesplanerischer Sicht

Die geplante gewerbliche Bauflache liegt
lediglich 20-30 m abgesetzt von dem be-
nachbarten, bestehenden Gewerbege-
biet und ist damit im landesplanerischen
MaRstab angebunden. Dies konnte bei
einem gemeinsamen Ortstermin vom
Bayerischen Staatsministerium fir Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie,
der Regierung von Mittelfranken und der
Stadt Ansbach am 02.09.2020 bestatigt
werden.

Die Ankiindigung der Stadt Ansbach, die
Anzahl und die Eignung der aktuell im
Flachennutzungsplan dargestellten ge-
werblichen Bauflachen im Stadtgebiet
kritisch zu prifen und hier ggf. eine Be-
reinigung vorzunehmen, wird aus landes-
planerischer Sicht begrif3t.

Einwendungen aus landesplanerischer
Sicht werden daher nicht erhoben.

Es wird zur Kenntnis genom-
men, dass aus landesplaneri-
scher Sicht das Anbindegebot
erfallt wird.

Dies ist nicht Gegenstand des
vorliegenden Bauleitplanver-
fahrens; die Prifung des Be-
darfs an kiinftigen gewerbli-
chen Bauflachen wird im Rah-
men der Fortschreibung des
Flachennutzungsplans erfol-
gen.
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Nr.

T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Stellungnahme der Héhere Naturschutzbehérde vom 15.03.2021:

Das Gelande der ehemaligen Thermoselect-Anlage stellt sich seit etlichen
Jahren als ungenutzte Brachflache dar. Bisherige Versuche, die Flache einer
Reaktivierung und einer neuen Nutzung zuzufiihren, scheiterten an der Fla-
chenverfligbarkeit hinsichtlich der GréRe oder an liberzogenen Vorstellun-
gen.

Mit einem neuen Eigentlimer der Flache und einem Konzept zur Revitalisie-
rung zu einem Gewerbegebiet liegen die Voraussetzungen fiir eine Entwick-
lung der Flache vor, fir die der Bauausschuss der Stadt Ansbach am
08.02.2021 den Entwurf des o.g. Bebauungsplans beschlossen hat.

Nach Durchsicht der vorliegenden Unterlagen zur Bauleitplanung ist Folgen-
des festzustellen:

Die Eingriffsregelung wurde korrekt und nachvollziehbar auf der Grundlage
des Leitfadens ,Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft" (StMLU, 2003)
behandelt. Um die unvermeidbaren Eingriffe der geplanten Bebauung aus-
zugleichen, wurde ein Ausgleichsbedarf von 26.884 m2 berechnet.

Dazu werden eine Reihe von AusgleichsmalRnahmen im erweiterten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans auf der Flur-Nr. 1602, Gemarkung Brods-
winden festgesetzt.

Zu den vorgesehenen MaRRnahmenvarianten wird im weiteren Verfahren die
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehorde angeraten.

Die Belange des besonderen Artenschutzes wurden im Jahr 2019 durch
faunistische Kartierungen vor Ort (Biro Baader Konzept, Gunzenhausen,
Okt. 2020) und einer Bewertung in einer speziellen artenschutzrechtlichen
Prifung (Biro fir 6kologische Studien Schlumprecht GmbH, Bayreuth, be-
ricksichtigt. Als saP-relevante Arten wurde Zauneidechse, Dorngrasmiicke
und Goldammer festgestellt.

Da fir die vorhandenen Zauneidechsen ein Abfang mit anschlieBender Um-
siedlung auf eine externe Flache als FCS-MalRnahme notwendig wird, wurde
dafiir eine Ausnahmegenehmigung von der HNB (Az. RMF-SG 55.1-8646-8-
14-2 v. 04.02.2021) erteilt.

Die AusgleichsmaRnahmen wurden parallel
zum bisherigen Verfahren bereits intensiv
mit der Unteren Naturschutzbehoérde abge-
stimmt.

Kenntnisnahme.
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Nr. | T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Bei Beriicksichtigung der in der saP aufgefiihrten konfliktvermeidenden
Malnahmen werden fiir die Vogelarten Dorngrasmiicke und Goldammer
keine Verbotstatbestande erfillt.

Kenntnisnahme.

3 | Abwasser-
entsorgung
Ansbach
AOR

Wie wir bereits in unserer Stellungnahme vom 20.02.2020 mitgeteilt haben,
ist die awean, in dem zu betrachtenden Bereich, nur fiir die Beseitigung des
Schmutzwassers zustandig und hierbei nur fiir nicht abwasserintensive Be-
triebe. Diese ist gesichert liber einen bestehenden Schmutzwasserkanal in
der angrenzenden Gemeindestralle und weiteren Ableitungskanalen bis zur
Einleitung in der Zentralklaranlage der awean, in der das Schmutzwasser ge-
reinigt wird. Uber diesen Schmutzwasserkanal darf kein Niederschlags-,
Grund-, Sicker- oder Quellwasser gemal} Entwasserungssatzung (EWS) der

awean abgeleitet werden. Die EWS in lhrer giiltigen Form ist
zu beachten und einzuhalten.

Mit den von uns vorgebrachten Anmerkungen geben wir dem vorliegenden
Bebauungsplan und Flachennutzungsplan somit von Seiten der awean noch-
mals unser Einverstandnis.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die
Beseitigung des Schmutzwassers seitens
AWEAN gesichert ist.

Das Plangebiet wird im Trennsystem entwi-
ckelt und anfallendes Oberflachenwasser
separat zuriickgehalten und abgeleitet.

4 | Regionaler
Planungs-
verband
Westmittel-
franken

Der Regionale Planungsverband Westmittelfranken hat bereits mit Schrei-
ben vom 20.02.2020 gutachterlich Stellung genommen. Diese Stellung-
nahme wird weiterhin aufrechterhalten:

Stellungnahme vom 20.02.2020 Beschluss des Bauausschus-
ses vom 08.02.2021

Die Stadt Ansbach beabsichtigt mit der | Die Ziele und Grundsatze aus
hier gegenstandlichen Bauleitplanung | landes- und regionalplaneri-
die Schaffung der baurechtlichen Vo- | scher Sicht werden zur
raussetzungen fir ein Gewerbegebiet | Kenntnis genommen und
auf den Flurnummern 184, 184/1, 185, | sind zum Entwurf des Bebau-
186, Teilflache 187/28, Teilflaiche 187/3, | ungsplans in die Begriindung
Teilflache 187/4, Teilflache 187/5, Teil- | aufgenommen.

flache 187/8, Teilflaiche 187/9, Teilflache
188, jeweils Gemarkung Ansbach. Das
Plangebiet hat einen Geltungsbereich

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Nr. | T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

von ca. 6,9 ha und liberplant den Gel-
tungsbereich  einer  brachliegenden
,Thermoselect-Anlage”, die siidlich an
die Bundesautobahn BAB 6 angrenzt und
sich etwa 400 m 6stlich des Knotenpunk-
tes B 13/ St 2221 befindet. Im Westen
und im Norden des Plangebietes (auf der
gegeniberliegenden Seite der BAB 6) be-
finden sich bereits gewerbliche Baufla-
chen, von denen das Plangebiet aller-
dings raumlich abgesetzt ist. Im Slden
grenzen Waldflachen an das Plangebiet
an.

Einschlagige Erfordernisse der Raumord-
nung: Im Landesentwicklungsprogramm
2013 heil’t es hierzu:

1.1.3 Ressourcen schonen

(G) ,,Der Ressourcenverbrauch soll in al-
len Landesteilen vermindert werden. Un-
vermeidbare Eingriffe sollen ressourcen-
schonend erfolgen.”

3.1 Flachensparen

Abs. 1 (G) , Die Ausweisung von Baufla-
chen soll an einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung unter besonderer Be-
riicksichtigung des demographischen
Wandels und seiner Folgen ausgerichtet
werden.”

Abs. 2 (G) ,Flachensparende Siedlungs-
und ErschlieBungsformen sollen unter
Berlicksichtigung der ortsspezifischen
Gegebenheiten angewendet werden.”

3.2 Innenentwicklung vor AuBenent-
wicklung

In Abstimmung mit der Re-
gierung Mittelfranken — Ho-
here Landesplanungsbe-
horde - besteht fir die Flache
der ehemaligen Thermosel-
ect-Anlage eine Anbindung
an das bestehende Gewerbe-
gebiet westlich des Plange-
biets. Den Vorgaben des LEP
kann somit entsprochen wer-
den.
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Nr. | T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

(2) ,In den Siedlungsgebieten sind die
vorhandenen Potenziale der Innenent-
wicklung moglichst vorrangig zu nutzen.
Ausnahmen sind zuldssig, wenn Potenzi-
ale der Innenentwicklung nicht zur Verfi-
gung stehen.”

3.3 Vermeidung von Zersiedelung

Abs. 1 (G) ,Eine Zersiedelung der Land-
schaft und eine ungegliederte, insbeson-
dere bandartige Siedlungsstruktur sollen
vermieden werden.“ T

Abs. 2 (Z) ,Neue Siedlungsflachen sind
moglichst in Anbindung an geeignete
Siedlungseinheiten auszuweisen. Aus-
nahmen sind zuldssig, wenn

— auf Grund der Topographie oder
schiitzenswerter Landschaftsteile
oder tangierender  Hauptver-
kehrstrassen ein angebundener
Standort im Gemeindegebiet nicht
vorhanden ist,

— ein Gewerbe- oder Industriegebiet
unter Ausschluss von Einzelhan-
delsnutzungen an einer Autobahn-
anschlussstelle oder an einer An-
schlussstelle einer vierstreifig au-
tobahndhnlich ausgebauten Stralle
oder an einem Gleisanschluss ohne
wesentliche Beeintrachtigung des
Orts- und Landschaftsbilds geplant
sowie kein geeigneter angebunde-
ner Alternativstandort vorhanden

ist,
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Nr. | T6B Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

ein Gewerbe- oder Industriegebiet,
dessen interkommunale Planung,
Realisierung und Vermarktung
rechtlich gesichert sind, unter Aus-
schluss von Einzelhandelsnutzun-
gen ohne wesentliche Beeintrach-
tigungen des Orts- und Land-
schaftsbilds geplant sowie kein ge-
eigneter angebundener Alternativ-
standort vorhanden ist,

ein Logistikunternehmen oder ein
Verteilzentrum eines Unterneh-
mens auf einen unmittelbaren An-
schluss an eine Autobahnan-
schlussstelle oder deren Zubringer
oder an eine vierstreifig autobahn-
dhnlich ausgebaute Stralle oder
auf einen Gleisanschluss angewie-
sen ist,

ein groRflachiger produzierender
Betrieb mit einer Mindestgrolle
von 3 ha aus Grinden der Ortsbild-
gestaltung nicht angebunden wer-
den kann,

von Anlagen, die im Rahmen von
produzierenden Gewerbebetrie-
ben errichtet und betrieben wer-
den sollen, schadliche Umweltein-
wirkungen, insbesondere durch
Luftverunreinigungen oder Larm
einschlieRlich Verkehrslarm, auf
dem Wohnen dienende Gebiete
ausgehen wiirden,

militdrische Konversionsflachen o-
der Teilflachen hiervon mit einer
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Nr. | T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Bebauung von einigem Gewicht
eine den zivilen Nutzungsarten ver-
gleichbare Pragung aufweisen,

— in einer Fremdenverkehrsge-
meinde an einem gegenwartig o-
der in der jlingeren Vergangenheit
durch eine Beherbergungsnutzung
gepragten Standort ein Beherber-
gungsbetrieb ohne Beeintrachti-
gung des Orts- und Landschafts-
bilds erweitert oder errichtet wer-
den kann oder

— eine Uberdrtlich raumbedeutsame
Freizeitanlage oder dem Tourismus
dienende Einrichtung errichtet
werden soll, die auf Grund ihrer
spezifischen Standortanforderun-
gen oder auf Grund von schadli-
chen Umwelteinwirkungen auf
dem Wohnen dienende Gebiete
nicht angebunden werden kann.”

Im Regionalplan der Region Westmittel-
franken (RP 8) heiBt es in diesem Kon-
text:

2.1.2 Sicherung und Entwicklung der
Zentralen Orte

(2) ,,Die weitere Uber das Mal} der orga-
nischen Entwicklung hinausgehende
Siedlungstatigkeit soll sich zur Stabilisie-
rung der Bevolkerungszahlen insbeson-
dere in den Zentralen Orten konzentrie-

"

ren.
3.1 Siedlungswesen
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Nr.

T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

3.1.4 ,Bei der Siedlungstatigkeit soll ins-
besondere in den landschaftlichen Vor-
behaltsgebieten (...) auf das Landschafts-
bild und die Belastbarkeit des Naturhaus-
halts Ricksicht genommen werden. Vor
allem sollen ein hoher Flachenverbrauch
und eine Zersiedelung der Landschaft
vermieden werden.”

3.3 Gewerbliches Siedlungswesen

,Die fiir die wirtschaftliche Weiterent-
wicklung der Region bendtigten gewerb-
lichen Siedlungsflachen sollen bevorzugt
in den zentralen Orten (...) bereitgestellt
werden. Dabei soll insbesondere auf eine
ausreichende und gunstige infrastruktu-
relle ErschlieBung und auf eine mdglichst
rationelle Nutzung der gewerblichen
Siedlungsflachen hingewirkt werden.”

7.1.3.2 Landschaftliche Vorbehaltsge-
biete

() ,In den landschaftlichen Vorbehalts-
gebieten soll der Sicherung und Erhal-
tung besonders schutzwirdiger Land-
schaftsteile bei der Abwagung mit kon-
kurrierenden raumbedeutsamen Nut-
zungen ein besonderes Gewicht beige-
messen werden.”

Bewertung aus _regionalplanerischer
Sicht

Die Planung dient der Reaktivierung ei-
ner Brache, die urspriinglich der Millent-
sorgung diente. Damit steht die Planung

grundsatzlich im Einklang mit diversen

Bebauungsplanverfahren Nr. CL-6

Stand: 30.04.2021

Seite 13 von 28




Nr. | T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Zielen und Grundsatzen des LEP, wie des
RP8, insb. LEP 1.1.3 (G), LEP 3.1 (G), LEP
3.2 (Z) und RP8 3.3. In der Begriindung zu
RP8 3.3 heit es explizit, dass im Hinblick
auf einen geringen Bodenverbrauch und
eine geringe Bodenversiegelung es erfor-
derlich ist, dass gewerbliche Bauflachen
moglichst rationell genutzt werden, so-
weit dies unter Umweltgesichtspunkten
zu vertreten ist. Bei der Planung gewerb-
licher Bauflachen sollte der Reaktivie-
rung brachliegender Gewerbeflachen
der Vorrang gegenliber der Neuauswei-
sung von Flachen eingerdumt werden.

Die ehem. ,Thermoselect-Anlage” ist,
trotz der markanten baulichen Substanz,
baurechtlich keine Gewerbebrache im ei-
gentlichen Sinn (im FNP als Versorgungs-
flache, kein BPI.). Das Plangebiet ist von
der vorhandenen gewerblichen Nutzung
im Westen raumlich abgesetzt, von der
gewerblichen Nutzung im Norden wird
das Plangebiet durch die BAB 6 raumlich
getrennt. Ob die Planung daher als an
eine geeignete Siedlungseinheit ange-
bunden gem. LEP 3.3 Abs. 2 bezeichnet
werden kann, ist abschlieBend durch die
Hohere Landesplanungsbehdrde zu be-
urteilen. Auch ist abschlieBend durch die
Hohere Landesplanungsbehdrde zu be-
urteilen, ob fir die hier geplante , Light-
Industrial-Gewerbe-Immobilie” ggf. eine
der Ausnahmen vom sog. , Anbindege-
bot“ einschlagig ware.
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T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Das Plangebiet (iberlagert sich in den
sudlichen Waldbereichen mit einem
landschaftlichen Vorbehaltsgebiet der
Region 8, fiir welches insb. das Ziel RP8
7.1.3.2 einschlagig ist. Aufgrund der nur
randlichen Betroffenheit (zeichnerischer
Unscharfebereich des Regionalplans),
der bereits vorhandenen negativen Aus-
wirkungen der ehem. ,, Thermoselect-An-
lage” auf die Erholungswirksamkeit so-
wie der Aufrechterhaltung der Funktion
des ,Gemeindewaldes”, die BAB A6 vom
weiteren Umfeld abzuschirmen, wird die
Planung aus regionalplanerischer Sicht
diesbezliglich nicht kritisch gesehen.

Aus regionalplanerischer Sicht werden
dann keine Einwendungen gegen die
hier gegenstandliche Planung erhoben,
wenn von Seiten der Hoheren Landes-
planungsbehorde eine Vereinbarkeit
mit dem Ziel LEP 3.3 Abs. 2.festgestellt
wird.

Staatliches
Bauamt
Ansbach

Im Nahbereich des Gewerbegebiets verlauft die Bundesstralle 13. Im Be-
darfsplan fur Bundesfernstrallen ist der 4-streifige Ausbau der B 13 in die-
sem Bereich im weiteren Bedarf enthalten. Der 4-streifige Ausbau hatte zur
Folge, dass in dessen Zuge auch samtliche Knotenpunkte hohenfrei ausge-
baut werden missen.

Die Stellungnahme vom 24.02.2021 gilt dem Grunde nach
weiter, wir weisen auf folgenden Punkt nochmals hin:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men und der Sachverhalt wurde bereits in

der Abwagung zum Vorentwurf sowie in der

Begriindung zum Entwurf des Bebauungs-
plans hinreichend dargestellt.

Das Staatliche Bauamt hat bereits in Bespre-
chungen die Bereitschaft erklart,

die neue Rampe zu bauen.

Eine Kreuzungsvereinbarung ist fir die wei-
tere Umsetzung noétig.
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T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Die ErschlieBung des Gewerbegebiets erfolgt tiber den Kontenpunkt B 13 /
St 2221 / GemeindestraRe.

Seitens des Staatlichen Bauamts wird darauf verwiesen, dass die Bundes-
stralle 13 und insbesondere der Knotenpunkt

B13 /St 2221 / GemeindestraRe hochbelastet sind. Der bestehende Knoten-
punkt von der St 2221 in die B 13 ist in den Spitzenstunden Uberlastet und
ein Einfahren in die B 13 sehr schwer mehr moglich. Daher ist es aus ver-
kehrstechnischer Sicht dringend erforderlich, dass eine weitere Rampe von
der St 2221 zu B 13 gebaut wird, die ein sicheres Rechtseinbiegen in die B
13 in Fahrtrichtung Gunzenhausen erlaubt. Die diesbeziigliche Notwendig-
keit besteht bereits jetzt. Jedoch ist das Staatliche Bauamt Ansbach auf-
grund zahlreicher anderer Projekte aktuell nicht in der Lage, das Baurecht
kurzfristig zu schaffen. Im Zusammenhang mit der geplanten Bebauung
weist das Staatliche Bauamt Ansbach darauf hin, dass jegliche Mehrbelas-
tung am bestehenden Knotenpunkt nicht hinnehmbar ist. Um das Bauvor-
haben im Bereich der ehem. Thermoselect-Anlage trotz dieser Randbedin-
gungen rasch umsetzen zu kénnen, wurde am 22.01.2021 / 27.01.2021 /
29.01.2021 eine Vereinbarung Uber die Planung, den Grunderwerb und die
Schaffung des Baurechts fiir eine Rampe Richtung Siiden an der héhenun-
gleichen Kreuzung im Zuge der B 13 bei Abschnitt 920 Station 0,011 zwi-
schen der Stadt Ansbach, dem Planer JK GE 1 GmbH & CO.KG. und dem
Staatlichen Bauamt Ansbach geschlossen.

Zul;

Das Baurecht wird durch ein Negativattest der Planfeststellungsbehdrde,
Regierung von Mittelfranken, durch den Planer belegt. Sollte ein Negativat-
test nicht oder nicht zeitnah ausgestellt werden, wird die Planung durch Ein-
leitung eines Planfeststellungs- bzw. Plangenehmigungsverfahren fortge-
setzt. Die Inbetriebnahme des Gewerbegebietes kann erst nach 6 Monaten
bestandskraftiger Erteilung des Negativattestes bzw. des Planfeststellungs-
beschlusses oder der Plangenehmigung und erfolgreichem Grunderwerb er-
folgen. Wenn zu diesem Zeitpunkt die Rampe noch nicht in Betrieb ist, ist
von der Stadt das Linkseinbiegen von der vorhandenen Rampe in die B 13
zu unterbinden und eine alternative Verkehrsfiihrung anzubieten. Die Pla-
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des bestehenden Bebauungsplanes Nr. B 6 ,Industriegebiet Brodswinden-
Ost”, des FIst.Nr. 1602 Gemarkung Brodswinden, das rundum an stadtischen
Grundbesitz angrenzt.

Den Planunterlagen ist zu entnehmen, dass auf dem bislang landwirtschaft-
lich genutzten Ackergrundstiick Flst.Nr. 1602 Gemarkung Brodswinden ein
strukturreicher Vegetationskomplex, bestehend aus zwei Laubwaldberei-
chen, jeweils umgeben von einem 8 m breiten Waldmantel, einem Feldge-
holz, einer Streuobstwiese und randlich einzelnen Baumpflanzungen ent-
lang der Flurwege geschaffen werden soll. Das verbleibende Offenland soll
als Extensivwiese bewirtschaftet werden. In den Planungsunterlagen darge-
stelltist auch, dass das Grundstiick in Nord-Siid-Richtung von verschiedenen
Sparten (Wasser, Strom, Kanal) durchschnitten wird. Der Bereich der Ver-
sorgungsleitungstrassen muss in einem 6 m breiten Arbeitsstreifen von Ge-
hélzpflanzungen freigehalten werden.

Bezlglich der bereits in den Planunterlagen dargestellten Versorgungslei-
tungstrassen weist das Liegenschaftsamt in seiner Eigenschaft als Vertreter
der Stadt Ansbach als Eigentlimerin der an das FIst.Nr. 1602 Gemarkung
Brodswinden unmittelbar angrenzenden Grundflachen hiermit erganzend
darauf hin, dass unmittelbar an der Westgrenze des Flst. Nr. 1602 Gemar-
kung Brodswinden entlang des Flurweges auf dem stadtischen Flst. Nr. 1603
Gemarkung Brodswinden eine zusatzliche Stromleitung von der Trafostation
im dortigen Solarpark zur Ubergabestation auf Flst.Nr. 1615 Gemarkung
Brodswinden verlegt wurde, die ebenfalls nicht Gberbaut und mit tief wur-
zelnden Geholzen bepflanzt werden darf. Der Bestand dieser Leitungstrasse

Kenntnisnahme.

Nr. | T6B Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag
nung der neuen Rampe ist mit den Staatlichen Bauamt Ansbach einver-
nehmlich abzustimmen. Fiir den Bau der neuen Rampe ist eine Kreuzungs-
vereinbarung der Kreuzungsbeteiligten zu schlieen. Der Bau der neuen
Rampe kann durch einen der Kreuzungsbeteiligten erfolgen.
6 | Stadt Ans- Fir die im Betreff genannten Bauleitplanverfahren wird derzeit eine Wie-
bach Lie- derholung der Offenlegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB i. v. m. § 3 PlanSiG
amt Gegenstand der Bauleitplanung ist auch die Uberplanung eines Teilbereichs
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Nr.

T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

ist mittels beschrankt personlicher Dienstbarkeit gemal Urkunde des No-
tars Dr. Matthias Dietrich vom 19.06.2012, URNr. 1235 D/2012, dinglich fur
die Dauer des Vorhandenseins und des Betriebs des Solarparks Wolfartswin-
den im Grundbuch gesichert.

Wir bitten deshalb darauf hinzuwirken, dass diese Leitungstrasse mit einem
Schutzstreifen von 3 m parallel zur westlichen Grundstilicksgrenze des
Flst.Nr. 1602 Gemarkung Brodswinden nach Osten ebenfalls in den Planun-
terlagen nachrichtlich zeichnerisch dargestellt wird und insbesondere Ziffer
4.9 des Entwurfs der Begriindung mit integriertem Griinordnungsplan und
Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. CL-6 (Fassung 02.02.2021) dahinge-
hend ergdnzt wird, dass bei der Anlage der Ausgleichsflache auf Flst.Nr.
1602 Gemarkung Brodswinden, insbesondere der Pflanzung der entlang der
westlichen Grundstiicksgrenze vorgesehenen Obstbdume, darauf zu achten
ist, dass entlang der westlichen Grundstiicksgrenze des Fist.Nr. 1602 Gemar-
kung Brodswinden nach Osten ein mindestens 3 m breiter Schutzstreifen
von Geholzpflanzungen freigehalten werden muss.

Die Stamme der zeichnerisch dargestellten
Obstbaumreihe sind 10m von der westli-
chen Grundstilicksgrenze entfernt, so dass
durch die Leitung auf FLLNr. 1603 Gmk.
Brodswinden kein Konflikt entsteht. Der zu-
satzliche Schutzstreifen wird entsprechend
der Stellungnahme in die MaRnahmenkarte
zu Festsetzung Nr. 7.1 aufgenommen; auch
die Begrindung wird in Kap. 4.9 entspre-
chend der Stellungnahme redaktionell er-
ganzt.

Bayerischer
Bauernver-
band

Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen keine weiteren Bedenken. Wir ver-
weisen auf unsere bisherige Stellungnahme vom 20.02.2020 und bitten um
entsprechende Beachtung:

Beschluss des Bauausschus-
ses vom 08.02.2021

Die Anregungen und Hin-
weise werden zur Kenntnis
genommen.

Stellungnahme vom 20.02.2020

Aus landwirtschaftlicher Sicht duSern wir
uns dazu wie folgt:

1. Die Flachen werden derzeit zum ge-
ringen Teil forstwirtschaftlich ge-
nutzt.

2. Befilirchtet wird ein zusatzliches
Verkehrsaufkommen, das durch die
bestehenden zum Teil schmalen Zu-
wegungen nicht aufgefangen wer-
den kann, vor allem dann nicht,
wenn die jetzt schon nachts parken-

zu 2.: Dient zur Kenntnis. Ein
Ausweichverkehr (iber den
genannten Waldschotterweg
erscheint aus Sicht der Ver-
waltung als unattraktiv und

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine
Bedenken bestehen.
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T6B

Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

den LKW's weiter zunehmen. Glei-
ches gilt flr die Verkehrsanbindung
an die B13 in Richtung Siden. Ein
Ausweichverkehr auf den Wald-
schotterweg Fl.-Nr. 236 Gemarkung
muss fiir den Zubringerverkehr zum
Gewerbegebiet verhindert werden.

3. Zu beachten ist, dass angrenzende
Waldbesitzer flr evtl. herabfallende
Aste bzw. durch Witterungsein-
flisse entstehenden Holzbruch
(Windwurf, Schneebruch) nicht
haftbar gemacht werden konnen,
wenn diese auf das Plangebiet fal-
len.

4. AuRerdem steigt die Windbruchge-
fahr bei den Angrenzern, wenn
durch die Baumallnahmen beste-
hende Waldrandstrukturen aufge-
rissen werden.

5. Geruchsemissionen, die durch Stal-
lungen entstehen, die etwa 400 Me-
ter entfernt sind, sind zu dulden.

6. Wir weisen rein vorsorglich darauf
hin, dass sicherzustellen ist, dass
wahrend erforderlicher Erschlie-
BungsmaBnahmen und auch hinter-
her die Zufahrten zu den angren-
zenden forstwirtschaftlichen
Grundsticken uneingeschrankt
moglich sein mussen. Gleiches gilt
fir  Entwdsserungseinrichtungen
und die Griin- und Wirtschaftswege
entlang der Autobahn BAB 6.

wird nicht erwartet. Der Sach-
verhalt kann aber im weite-
ren Verlauf beobachtet wer-
den und evtl. mit verkehrs-
rechtlichen Anordnungen
entgegengesteuert werden.

zu 3. und 4.: In der Planzeich-
nung wird eine 25m breite
Baumfallzone nachrichtlich
gekennzeichnet.

zu 5.: Aufgrund der Distanz
und der im B-Plan festgesetz-
ten baulichen Nutzung (keine
Wohnnutzung) wird nicht von
Beeintrachtigungen durch
Geruchsemissionen  ausge-
gangen.

zu 6.: Die Zufahrten zu den
angrenzenden forstwirt-
schaftlichen Flachen sind wei-
terhin moglich.

zu 7.: Die Vorgabe des Art. 48
Abs. 1 AGBGB, dass Flachen-
eigentiimer einen Grenzab-
stand zu Baumpflanzungen
von 4m verlangen koénnen,
gilt explizit nur fir landwirt-
schaftlich genutzte Grundsti-
cke, nicht fur solche, die sich
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Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

7.

Den Unterlagen ist zu entnehmen,
dass Randbegriinungen sowie im
Rahmen der AusgleichsmaBnah-
men Baume und Hecken eingeplant
sind. Um kiinftige Nachbarschafts-
streitigkeiten zu vermeiden, emp-
fehlen wir als Abstand 4 Meter zwi-
schen Bepflanzungen und angren-
zenden land- oder forstwirtschaftli-
chen Grundstiicken einzuhalten.

in forstlicher Nutzung befin-
den. Zugunsten eines Wald-
grundstiicks kann laut Art 47
Abs. 2 AGBGB nur die Einhal-
tung eines Abstands von 0,50
m verlangt werden. Insofern
ist das Thema fiir Baumpflan-
zungen nur fir die externe
Ausgleichsflache bei Brods-
winden relevant. Dort wird

bei der geplanten Waldauf-
forstung auf der externen
Ausgleichsflache ein Grenzab-
stand von 4 m zu benachbar-
ten landwirtschaftlichen

Grundstiicken eingehalten.

Stadt Ans-
bach SG
Umwelt-
recht

1. Immissionsschutz

Luftreinhaltung:

Die textlichen Festsetzungen zur Luftreinhaltung der Nr. 9.1 beschranken
den Einsatz von Brennstoffen in Bezug auf die 1. BImSchV. Der Anwendungs-
bereich dieser Verordnung erstreckt sich gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 auf Feue-
rungsanlagen, die keiner Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes bedirfen, mit Ausnahme von Feuerungsanlagen zur Ver-
brennung von gasférmigen oder flissigen Brennstoffen mit einer Feue-
rungswarmeleistung von 1 Megawatt oder mehr. Insofern ist nicht ersicht-
lich, ob sich die Beschrankung hinsichtlich des Brennstoffeinsatzes lediglich
auf Anlagen beziehen, welche dem Anwendungsbereich der 1. BImSchV un-
terliegen, oder, ob sich die Beschrankungen auch auf Anlagen beziehen,
welche einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
bedirfen oder dem Anwendungsbereich der 44. BImSchV unterliegen.

Die Begriindung der Nr. 4.4 zur Luftreinhaltung lasst die Erforderlichkeit der
Beschrankung hinsichtlich des Brennstoffeinsatzes nicht erkennen.

Die Anregung wird beriicksichtigt und es
wird in der Begriindung klargestellt, dass
die Festsetzung sowohl Anlagen gem. §1
BlmSchV als auch gem. § 44 BImSchV um-
fasst.

Die Begriindung wird redaktionell erganzt
und es wird klargestellt, dass die Beschran-
kung sowohl aus Immissionsschutzgriinden
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Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

Larmschutz:

Dem Entwurf des Bebauungsplans liegt die SCHALLTECHNISCHE UNTERSU-
CHUNG der KREBS+KIEFER FRITZ AG (Heinrich-Hertz-StralRe 2 | 64295 Darm-
stadt) mit AZ 20208131-809-1, Stand: 28.01.2021 Projekt: Gewerbegebiet
Claffheim-Ost, Ansbach zugrunde. Das Gutachten wurde auf Plausibilitat ge-
prift und erscheint inhaltlich und rechnerisch korrekt.

Die textlichen Festsetzungen zum Larmschutz der Nr. 9.4 hinsichtlich samt-
licher AuRRenbauteile von schutzbedirftigen Aufenthaltsraumen erstrecken
sich lediglich auf die festgesetzten Flache ,Verkehrslarm 1“. Die textlichen
Festsetzungen zum Larmschutz der Nr. 9.6, welche sich auf die festgesetzten
Flache , Verkehrslarm 11“ erstrecken, beschranken sich inhaltlich jedoch le-
diglich auf zu 6ffnenden Fenstern vor schutzbediirftigen Aufenthaltsraumen
und nicht auf sdmtliche AuBenbauteile.

Die textlichen Festsetzungen zum Larmschutz der Nr. 9.4 sind daher auf die
,Verkehrslarm | und 11“ anzuwenden.

Die textlichen Festsetzungen zum Larmschutz der Nr. 9.5 fehlen.

Die textlichen Hinweise zum Immissionsschutz der Nr. 3 beschranken die
Nachweispflicht Gber die Erfallung der Anforderungen auf bauordnungs-
rechtlichen Antragsverfahren und die DIN 4109-2:2016-07 "Schallschutz im
Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfillung der Anforderun-

gen".

Gem. der Nr. 4.2.1 der o.g. Schalltechnischen Untersuchung ist jedoch in ei-
nem spateren baurechtlichen oder immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren die Zulassigkeit eines Vorhabens zu prifen. Auf die Konzent-
rationswirkung in einem etwaigen immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren gem. § 13 BImSchG wird an dieser Stelle hinwiesen.

Zudem umfasst die Prifung der Zulassigkeit eines Vorhabens auch die An-
forderungen an den Schallimmissionsschutz gem. TA Larm und nicht aus-
schlieBlich an den Baulichen Schallschutz gem. DIN 4109. Gem. der Nr. 4.2.1

als auch aus Klimaschutzgriinden vorge-
nommen wird.

Es wird in den textlichen Festsetzungen
klargestellt, dass die AuBenbauteile schutz-
bedirftiger Aufenthaltsraume auch im Be-
reich ,Verkehrslarm 1I“ den Anforderungen
der DIN 4109-1 entsprechen.

Die Nummerierung der textlichen Festset-
zungen wird korrigiert. Die textliche Fest-
setzung Nr. 9.6 wird die textliche Festset-
zung 9.5; samtliche Bezlige werden gean-
dert und angepasst.

Die textlichen Hinweise werden um die bei-
den Absatze zur Zuladssigkeit von Vorhaben
erganzt.
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Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

der o.g. Schalltechnischen Untersuchung ist im einem nachgelagerten Ge-
nehmigungsverfahren die Zuldssigkeit eines Vorhabens zu prifen, indem
auch die nach TA Larm ermittelten Beurteilungspegel einer Anlage mit den
aus den Emissionskontingenten LEK bestimmten Immissionskontingenten
LIK verglichen werden.

Die Textlichen Hinweise sind dahingehend zu erganzen.

2. Natur- und Landschaftsschutz:

Mit den textlichen Festsetzungen der Punkte Ill. 7 und 8 zum Bebauungsplan
Nr. CL-6 besteht von Seiten der unteren Naturschutzbehorde Einverstand-
nis. Die in Punkt 7.1 festgesetzte externe KompensationsmaBnahme auf
FI.Nr. 1602 Gmkg. Brodswinden mit einem Umfang von 25.160 m? ist plan-
gemal (vgl. Begriindung zum Bebauungsplan Pkt. 4.9, S. 17 - 23) und in an-
gemessener Frist, spatestens in dem auf den Satzungsbeschluss folgenden
Jahr, umzusetzen.

Bei dem Abfang der im Bereich der ehemaligen Thermoselect-Anlage vor-
kommenden Zauneidechsen sowie der Gestaltung des Ersatzhabitats auf
dem Grundstlick der FI.Nr. 1946 Gmkg. Ratzenwinden, Gemeinde Lichtenau
sind das Gutachten zum Schutz und Umsiedelung der Zauneidechsen
(Baader Konzept GmbH, 20.01.2021) und die in Pkt. lll. 7.2 genannten textli-
chen Festsetzungen im Bebauungsplan zu beachten.

Dariiber hinaus sind die in der artenschutzrechtlichen Ausnahme der Regie-
rung von Mittelfranken vom 04.02.2021 (AZ. RMF-SG55.1-8646-8-14-2) (An-
merkung: noch nicht korrigierter Bescheid) genannten Auflagen bzgl. der
Zauneidechsenumsiedelung zu beachten.

Danach ist eine 6kologische Baubegleitung durchzufiihren und der unteren
Naturschutzbehorde nach Abschluss der MaRnahmen ein Bericht vorzule-
gen. Der Ersatzlebensraum auf Fl. Nr. 1946 Gmkg. Ratzenwinden (Landkreis
Ansbach) ist fiir die Dauer von 25 Jahren (ab der erfolgten Umsiedelung) zu
pflegen und zu erhalten.

Kenntnisnahme. Die Umsetzungsfrist ist im
bereits abgeschlossenen stadtebaulichen
Vertrag geregelt (9 Monate nach Satzungs-
beschluss).

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. Die Korrektur des Beschei-
des bezieht sich auf formale Vorgaben, in-
haltlich gibt es keine Anderung.

Kenntnisnahme.
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Fiir die AnsiedlungsmalBnahme auf dem Flurstiick der Gemarkung Ratzen-
winden ist auch die Zustimmung der o6rtlich zustandigen unteren Natur-
schutzbehorde am Landratsamt Ansbach einzuholen.

Mit den beschriebenen MaRnahmen be-
steht seitens der Unteren Naturschutzbe-
hérde am Landratsamt Ansbach Einver-
standnis. Eine entsprechende Bestatigung
liegt dem Umweltamt der Stadt Ansbach
mittlerweile vor.

9 | Wasser-
wirtschafts-
amt Ans-
bach

Mit der 35. Anderung des Flaichennutzungsplanes besteht Einverstindnis.

Gegenliber unserer Stellungnahme vom 12.02.2020 haben sich bei der ak-
tuellen Fassung des Bebauungsplanes Nr. CL-6 keine wasserwirtschaftlich
relevanten Anderungen ergeben.

1 Trager der Bauleitplanung: Stadt Ansbach

1.1 Aufstellung Bebauungsplan Nr. CL-6 ,,Gewerbegebiet Claffheim-
Ost (ehemalige Thermoselect-Anlage) mit Festsetzungen zu externen Aus-
gleichsflachen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. B6 (Industrie-

gebiet Brodswinden Ost"

1.2 Frist fiir die Stellungnahme: 20.04.2021 (§ 4 Abs. 1, § 3 Abs. 2,§4
Abs. 2 BauGB)

2 Trager offentlicher Belange:

Wasserwirtschaftsamt Ansbach
Dirrnerstralie 2

91522 Ansbach

Tel. 0981/9503-0
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Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

Beschlussvorschlag

2.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungs-
pflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB ausldsen:

Wasserhaushalt: Der Erhaltung und Verbesserung der Versickerungsfahig-
keit von Flachen, insbesondere durch Beschrankung der Bodenversiege-
lung, kommt auf Grund der geologisch bedingten geringen Grundwasser-
neubildung besondere Bedeutung zu.

2.2 Beabsichtigte eigene Planungen und MaRnahmen, die den o.g.

Plan beriihren kdnnen mit Angabe des Sachstandes: -

2.3 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachge-
setzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwagung nicht tUber-

wunden werden kdnnen: -

2.4 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen:

2.4.1 Abwasserbeseitigung (§§ 55 ff. WHG):

GemaR § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, ver-
rieselt oder direkt oder (iber eine Kanalisation ohne Vermischung mit
Schmutzwasser in ein Gewasser eingeleitet werden, soweit dem weder
wasserrechtliche noch sonstige 6ffentlich rechtliche Vorschriften noch
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Wir weisen darauf hin,
dass fir die Einleitung von gesammeltem Niederschlagswasser in ein ober-
irdisches Gewasser sowie fiir die Einleitung in das Grundwasser (Versicke-
rung) ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren erforderlich ist, wenn nicht
die Bagatellgrenzen der NWFreiV, TRENOG oder TRENGW unterschritten
werden. Fir das Erlaubnisverfahren ist eine Entwéasserungsplanung unter
Berlicksichtigung des Technischen Regelwerkes DWA-M-153 und DWA-A-

Die Hinweise zur Ableitung von Oberfla-
chenwasser im Trennverfahren sowie der
wasserrechtlichen Genehmigung werden
zur Kenntnis genommen. Die Ableitung
wurde bereits konzeptionell Uberpriift und
ist Uber zwei vorhandene Einleitstellen
grundsatzlich moglich. Das Wasserrechts-
verfahren muss vor Erteilung der Baugeneh-
migung abgeschlossen sein.
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Beschlussvorschlag

117 bzw. DWA-A-138 zu erstellen und beim Landratsamt als Wasserrechts-

behorde einzureichen.

Wie von Herrn Fellendorf bereits mitgeteilt, liegt fiir das Gelande der ehe-
maligen Thermoselect-Anlage eine wasserrechtliche Genehmigung fiir das
Einleiten von Niederschlagswasser in den Brodswindener Bach vor. Unter
Berlicksichtigung der tatsachlichen Gewerbeansiedlung kdnnen héhere
und zusatzliche Anforderungen an die Regenwasserbehandlung erforder-
lich werden. Wie unser Sachgebietsleiter Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung Herr Scholz bereits mit dem Planungsbiro abgestimmt hatte,
ist die detaillierte Entwasserungsplanung zuriickzustellen, bis Entwurfsun-
terlagen zur zukiinftigen Bebauung im weiteren Verfahren zur Verfligung
stehen. Ebenfalls ist nachzuweisen, dass die Dimensionierung der Kanalisa-
tion fur die ggf. zuklinftig zusatzlich anfallenden Mengen an Schmutzwas-

ser hydraulisch ausreichend ist.

Um den erhdhten Intensitaten und Haufigkeiten von Starkregen durch die
Klimadanderung bei der Kanaldimensionierung vorsorgend Rechnung zu tra-
gen, empfehlen wir grundsatzlich, fiir die Bemessungsabfliisse bei Bedarf
die rechnerisch zuldssigen Wiederkehrzeiten von Uberflutungen angemes-
sen zu erhéhen und verweisen auf das LfU-Merkblatt Nr. 4.3/3 , Bemes-
sung von Misch- und Regenwasserkanalen, Teil 1: Klimawandel und mogli-

cher Anpassungsbedarf”.

2.4.2  Offentliche Wasserversorgung (§§ 50 ff. WHG):
Die Wasserversorgung wird durch die Stadt Ansbach, Stadtwerke sicherge-

stellt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und im Rahmen der ErschlieBungsplanung
bericksichtigt.

Im Planwerk des Bebauungsplans befinden
sich bereits textliche Hinweise zum Umgang
mit Grundwasser.
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2.4.3  Grundwasser und Grundwasserflurabstand:

Amtliche Grundwasserstande im Plangebiet sind nicht bekannt. Sollte bei
der ErschlieBung und Bebauung Grundwasser angeschnitten werden, so ist
bereits fir eine voribergehende Ableitung eine wasserrechtliche Erlaubnis
zu beantragen. Das standige Ableiten von Grund-, Schicht und Quellwasser
Uber das Kanalnetz ist verboten. Dies muss im Interesse des Betriebs der
Klaranlage sowie zur Vermeidung einer erhohten Abwasserabgabe ausge-

schlossen werden.

2.4.4 Wasserabfluss:

Der natiirliche Ablauf wild abflieBenden Wassers darf nicht zum Nachteil
eines tiefer liegenden Grundstiicks verstarkt oder auf andere Weise veran-
dert werden (§ 37 Abs. 1 WHG).

2.4.6 Altlasten (Altablagerungen und Altstandorte) (§ 2 Abs. 5
BBodSchG), Verdachtsfldchen (§ 2 Abs. 4 BBodSchG), Altlastenverddchtige
Fléchen (§ 2 Abs. 6 BBodSchG):

Dem WWA Ansbach liegen - nach interner Uberpriifung des Flachenum-
griffs - keine Informationen tber Altlasten bzw. zu schadlichen Bodenver-
anderungen vor. Der aktuelle Abbruch von bestehenden Gebauden ist als
qualifizierter kontrollierter Gebduderiickbau durchzufiihren. Bei der Ver-
wertung bzw. Entsorgung von Abbruchmaterialien etc. sind die gesetzli-
chen Vorschriften und Leitfaden — auch fiir die Lagerung des Materials vor
Ort - zu beachten. In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf das
LfU- Probenahme-Merkblatt ,,Beprobung von Boden und Bauschutt”. Soll-
ten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffalligkeiten des Bodens

festgestellt werden, die auf eine schadliche Bodenveranderung oder Altlast

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Bei der Baugrunduntersuchung sind bereits
Proben zur Ermittlung moglicher Altlasten
genommen worden. Diese fielen negativ
aus. Der Hinweis zum Umgang bei mogli-
chen Funden befindet sich bereits auf dem
Planwerk des Bebauungsplans.
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hindeuten, ist unverziglich die zustandige Bodenschutzbehoérde zu be-
nachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).
2.4.7 Vorsorgender Bodenschutz:

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere fiir Aushub und Zwischen-
lagerung zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beein-
trachtigungen die Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu beriicksichti-
gen.

Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaushub bzw. die Wiederver-
wendung von Bodenmaterial innerhalb der Bauflache.

Bei iberschiissigem Aushubmaterial sind abhangig vom jeweiligen Entsor-
gungsweg die rechtlichen und technischen Anforderungen (z. B. § 12
BBodSchV, Leitfaden zur Verfillung von Gruben und Briichen sowie Tage-
bauen, LAGA M 20 1997 sowie DepV) maRgeblich.

Die Abgrabungen bzw. Aufflllungen Gber 2,00 m Hohe und gréRer als

500 m? sind mit der Stadt Ansbach abzustimmen.

Im Sinne der Grundwasserneubildung ist die Versiegelung von Flachen auf

ein Mindestmald zu beschranken.

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. Sollte, insbesondere fiir
die Entwasserungsplanung, Abstimmungsbedarf mit dem Wasserwirt-
schaftsamt bestehen, stehen wir gerne fiir Gesprache zur Verfligung.

Im Planwerk des Bebauungsplans befinden
sich bereits textliche Hinweise zum vorsor-
genden Bodenschutz. Der Verweis auf die
DIN 18915 wird redaktionell erganzt.

10

Stadt Ans-
bach, Stra-
Benver-
kehrswesen

Es sollte festgesetzt werden, dass jederzeit ausreichend Parkplatze zur Ver-
figung stehen.

Wen ich mich richtig erinnere, wird eine groRe Halle geplanten die dann von
mehreren Firmen genutzt werden kann. Hier darf es auf keinen Fall passie-
ren, dass z.B. zum Schichtwechsel nicht gentigend Parkpldtze auf dem Fir-
mengelande vorhanden sind.

Die erforderlichen Stellplatze sind gemaR
der Stellplatzsatzung der Stadt Ansbach her-
zustellen und im Genehmigungsverfahren
nachzuweisen. Auf Ebene des Bebauungs-
plans sind ausreichend grolRe Baufenster
festgesetzt, worin sowohl Hauptgebadude
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Das Parken auflerhalb des Betriebsgelandes auf der OVS Brodswinden —
Claffheim ist nicht statthaft und wird sanktioniert.

als auch Neben- sowie Stellplatzanlagen er-
richtet werden kdnnen.

Kenntnisnahme.

Bebauungsplanverfahren Nr. CL-6

Stand: 30.04.2021

Seite 28 von 28




	Deutsche Telekom Technik GmbH
	Regierung von Mittelfranken
	Abwasserentsorgung Ansbach AöR
	Regionaler Planungsverband Westmittelfranken 
	Staatliches Bauamt 
	Ansbach 
	Stadt Ansbach Liegenschaftsamt
	Bayerischer Bauernverband
	Stadt Ansbach SG Umweltrecht
	Wasserwirtschaftsamt Ansbach
	Stadt Ansbach, Straßenverkehrswesen

